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EINLEITUNG
Aus der Ökonomie wissen wir: alle Ressourcen sind knapp. Dies gilt auch im
Gesundheitswesen. Zwar fällt dies kaum auf, solange das Gefühl besteht, all das,
was „notwendig“ ist, würde bisher erbracht werden können.1 Dennoch wird auch
schon derzeit nicht alles, was theoretisch nützlich wäre, geleistet. So wurde das
Land „nicht mit Rettungshubschraubern überzogen und nicht jeder Bürger führt
einen Leibarzt mit sich“.2 Mag dies noch nach dem gesellschaftlichen Konsens3

als überflüssig gelten, kann als konkretes Beispiel für die Begrenztheit auch
notwendiger Ressourcen im Gesundheitswesen das Fehlen von ausreichenden
Transplantationsorganen genannt werden.

Sind die Ressourcen begrenzt, stellt sich die Frage, wie sie verteilt werden
sollen. Auf Grund der hohen Bedeutung des Gutes „Gesundheit“ als Grundvo-
raussetzung für einen möglichst umfangreichen Freiheitsgebrauch sind diese
Verteilungsfragen im Gesundheitswesen von besonderer, geradezu existenzieller
Bedeutung. In neuerer Zeit besteht sogar die Befürchtung, weitere Mittelknapp-
heit und eine Explosion der Gesundheitskosten würden zu einer Häufung von
Knappheitssituationen und damit zu einer Verschärfung des Verteilungsprob-
lems führen.

In der Debatte um den Umgang mit der zu erwartenden verstärkten Mittelknapp-
heit werden seit langem Rationalisierung und Rationierung untersucht. Zuneh-
mend taucht jedoch ein dritter Begriff in Presse und Wissenschaft auf: die Prio-
risierung.
Diskussionen, Kommissionen und Veröffentlichungen zur Prioritätensetzung im
Gesundheitswesen lassen sich in Europa und Nordamerika bis in die 1980er und
frühen 1990er Jahre zurückverfolgen. In Deutschland wird der Begriff der Prio-
risierung seit den 1990er Jahren in der einschlägigen Fachliteratur verwendet.4
Seither befassten sich verschiedenste Wissenschaftler und Institutionen mit die-
sem Thema: Es finden sich beispielsweise Stellungnahmen der Zentralen Ethik-
kommission bei der Bundesärztekammer (ZEKO)5, Arbeitsergebnisse der En-
quêtekommission des Bundestages zu Ethik und Recht der modernen Medizin6,
sowie Entschließungen des Deutschen Ärztetages (2008)7. Anders als in anderen
Ländern, kam eine öffentliche Diskussion jedoch bisher nicht zu Stande. Erst in

1 So auch Huster, DVBl 2010, 1069 – 1077 (1069).
2 Huster, DVBl 2010, 1069 – 1077 (1069).
3 Huster, DVBl 2010, 1069 – 1077 (1069).
4 zB Fleischhauer, Jahrbuch für Wissenschaft und Ethik 2 (1997), 137 – 156.
5 ZEKO 2000; ZEKO 2007.
6 BT-Drucks. 15/5980.
7 Abrufbar unter www.bundesaerztekammer.de/arzt2008/start.htm
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letzter Zeit gibt es Anzeichen für ein erwachendes, breiteres Interesse an einer
Priorisierungsdebatte.8 So erschienen auf focus online9, in der FAZ10 und in der
Zeit 11 Artikel, die sich mit Fragen zur Priorisierung beschäftigen. 12 Grund-
gedanke ist dabei, eine rationale Verteilung von Ressourcen sowie einen sinn-
haften und systematischen Einsatz derselben zu erreichen13 und zu verhindern,
dass die Leistungsverteilung „planlos oder unter rein tagespolitischen [...] Prä-
missen erfolgt.“14

Wird die Priorisierungsdiskussion bisher vornehmlich aus ökonomischer und
ethischer Perspektive geführt, soll nunmehr dieses Phänomen unter rechtlichen
Gesichtspunkten untersucht werden. Ethische und praktische Aspekte sollen
zwar ebenfalls kurz angesprochen werden, im Mittelpunkt stehen jedoch die
genaue Begriffsdefinition sowie die Untersuchung der verfassungsrechtlichen
Anforderungen für Priorisierung. Hier gilt es herauszuarbeiten, ob der Gesetz-
geber Priorisierung vornehmen kann, muss oder darf und welche Grenzen
hierfür bestehen. Dabei sollen auch die Erfahrungen anderer Länder sowie der
zur Priorisierung gemachte Vorschlag der Zentralen Ethikkommission der Bun-
desärztekammer (ZEKO) Beachtung finden.

Dazu sollen zunächst der Hintergrund der Priorisierungsdiskussion dargestellt,
der Begriff in die Diskussion eingeordnet und eine Abgrenzung zu Rationierung
und Rationalisierung vorgenommen werden (Teil 1).
Nachdem der Priorisierungsbegriff näher umrissen ist, gilt es in einem zweiten
Schritt zu klären, wo bisher Priorisierung stattfindet und ob den Gesetzgeber
nicht eine Priorisierungspflicht trifft (Teil 2).
Im dritten Teil sollen die verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen für Prio-
risierung geklärt werden, wobei sowohl auf die grundrechtlichen als auch auf
sonstige sich aus der Verfassung ergebende Anforderungen eingegangen wird.
Der vierte Teil bildet den eigentlichen Schwerpunkt der Bearbeitung. Hier sollen
die gefundenen Ergebnisse auf die verschiedenen Priorisierungsmöglichkeiten
übertragen werden. Es wird auf die Frage nach den konkreten Implementie-
rungsformen, den die Entscheidungen treffenden Institutionen sowie die zuläs-

8 dazu Raspe, Bundesgesundheitsblatt 2010, 874 – 881 (874).
9 13.05.2010, Petra Apfel, Priorisierung – Medizin in eingeschränkter Dosis.
10 02.05.2010 von Carola Sonnet, Jeder kriegt, was er braucht. Von wegen!; 26.06.2011
Interview mit Frank Ulrich Montgomery von Florentine Fritzen und Christiane Hoffmann,
„Wir leben in einer Welt der Salami-Ethik“.
11 20.1.2011, Harro Albrecht, Falsche Solidarität?; 01.07.2010, ders., Medizin, wie wir sie
wollen.
12 ausführlich zur Entwicklung der deutschen Debatte Raspe, in: Schöne-Seifert/Buyx/Ach,
Gerecht behandelt?, S. 107 – 120 (108ff).
13 Fozouni/Güntert, Gesundheitswesen 2000, 559 – 567 (560); Raspe, Bundesgesundheitsblatt
2010, 874 – 881 (876).
14 ZEKO 2007, S. 3.
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sigen Verteilungskriterien eingegangen. Dabei orientiert sich die Untersuchung
an Varianten von Priorisierung, die in anderen Ländern bereits vorgenommen
oder in der Literatur vorgeschlagen werden.
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